
 
 

 

 
 
  
 

D1/206-15 
 
Public Hearing: The European Citizens’ Initiative  
Implementation of Regulation 211/2011 on the citizens’ initiative 
 
Organisers of a rejected European Citizens’ Initiative 
 
Erklärung am 26. Februar 2015 zum Minority SafePack (MSPI)  
 
Im Juli 2013 haben die Initiativnehmer der Europäischen Bürgerinitiative „Minority SafePack – 
Eine Million Unterschriften für die Vielfalt Europas“ einen Antrag auf Registrierung durch die 
Europäische Kommission, gestellt. Dies ist eine Initiative der FUEN – der Föderalistischen 
Union Europäischer Volksgruppen – einer Solidargemeinschaft der autochthonen Minderheiten 
Europas, der immerhin über 100 Millionen Bürger angehören.  
 
Im September 2013, zwei Monate später, wurde dieser Antrag abgelehnt, mit der Begründung, 
dass die Bürgerinitiative “offenkundig außerhalb des Rahmen liegt, in dem die Kommission 
befugt ist, einen Vorschlag für einen Rechtsakt der Union vorzulegen, um die Verträge 
umzusetzen“. Die Ablehnung war knapp zwei Seiten lang. 
 
Am 22. November 2013 wurde die Nichtigkeitsklage durch Rechtsanwalt Prof. h.c. Johansson, 
Kiel beim Gericht der Europäischen Union in Luxemburg eingereicht. Die Gerichtssprache ist 
deutsch. 
 
Im Mai / Juni 2014 haben drei EU Mitgliedsstaaten einen Antrag gestellt, um als Streithelfer 
zugelassen zu werden. Diese Streithelfer sind: die Slowakei, Ungarn und Rumänien. Die 
Slowakei und Ungarn haben ihre Streithilfeschriftsätze im Oktober 2014 eingereicht: Rumänien 
hat seinen Schriftsatz zurückgenommen, aber behält sich das Recht vor, bei der mündlichen 
Verhandlung eventuell teilzunehmen. 
 
Die Rechtssache ist am 25. November 2013 unter dem Aktenzeichen T-646/13 beim Gericht der 
EU registriert worden. 
 
Mit der Initiative wird die Kommission aufgefordert,  

- den Schutz für Angehörige nationaler Minderheiten und Sprachminderheiten zu 
verbessern,  

- sowie die kulturelle und sprachliche Vielfalt in der Union zu stärken,  
- eine Reihe von Rechtsakten zu verabschieden, um den Schutz für Angehörige nationaler 

und sprachlicher Minderheiten zu verbessern,  
- sowie die kulturelle und sprachliche Vielfalt in der Union zu stärken.  

 

 



 
 

 

Diese umfassen Maßnahmen in den Bereichen  
- Regional- und Minderheitensprachen,  
- Bildung und Kultur,  
- Regionalpolitik,  
- Partizipation,  
- Gleichheit,  
- audiovisuelle Mediendienste,  
- andere mediale Inhalte  
- sowie regionale (staatliche) Förderungen.  

 
Die Kommission hat die Registrierung abgelehnt, weder der EU-Vertrag noch der Vertrag über 
die Arbeitsweise der EU gebe die Möglichkeit, die Rechte der Minderheiten zu fördern. 
Immerhin erstaunlich. 
 
Zwar seien einige der Anträge geeignet, im Rahmen der Verträge gesetzgeberisch tätig zu 
werden. Die Verordnung sieht aber nur vor, dass entweder alle oder keiner der Anträge 
registriert werden können. Im Übrigen falle die Initiative offensichtlich außerhalb der 
Kompetenz der Kommission gesetzliche Maßnahmen vorzuschlagen. Begründet wird das nicht. 
 
Die Kläger machen unter anderem zur Unterstützung der Klage zwei Klagegründe geltend. 
 
Erster Klagegrund: Verletzung wesentlicher Formvorschriften 
 
Die Kläger machen geltend, dass die angefochtene Entscheidung gegen die Formvorschriften 
des Art. 296 Abs. 2 AEUV und des Art. 4 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 211/2011 verstoße.  
Die Kläger führen in diesem Zusammenhang unter anderem auf, dass die Kommission bei 
keiner der zwei Anträge, die nach ihrer Auffassung außerhalb des Rahmens liegen, in dem sie 
befugt sei, einen Vorschlag für einen Rechtsakt der Union vorzulegen angebe, warum diese 
Themen außerhalb dieses Rahmens liegen sollten. Dieses ist aber nach Art. 296 Abs. 2 
verpflichtend. 
 
Ferner fügen die Kläger im Rahmen dieses Klagegrundes hinzu, dass die Kommission nicht 
angibt, warum die Verordnung Nr. 211/2011 nicht dazu ermächtigt ist, einen Teil oder Teile 
einer geplanten Bürgerinitiative zu registrieren. 
 
Die Bürgerinitiativen sind für den Normalbürger gemacht – nicht für Juristen. Der 
Normalbürger muss bei einer Ablehnung seiner Initiative ersehen können, warum 
abgelehnt wird und nicht nur die floskelhafte Begründung „offensichtlich außerhalb der 
Kompetenzen“ erhalten.  
 
Zweitens meinen die Kläger, dass keines der Themen, zu denen die Kommission aufgefordert 
werden soll Vorschläge zu unterbreiten, offensichtlich außerhalb des Rahmens liege, in dem die 
Kommission befugt sei, einen Vorschlag für einen Rechtsakt der Union vorzulegen, um die 
Verträge umzusetzen. Sie fügen hinzu, dass selbst wenn eines der Themen außerhalb dieses 
Rahmens liegen würde, die Kommission die geplante Bürgerinitiative, beschränkt auf die 
Themen, die nach ihrer Ansicht nicht offenkundig außerhalb dieses Rahmens liegen, hätte 
registrieren müssen.  
 



 
 

 

Da die Initiative ausdrücklich ausführt, dass wenn ein Vorschlag als unzulässig angesehen wird, 
dies keine Auswirkungen auf den übrigen Vorschlägen haben soll.  
 
Im weiteren Verlauf des Verfahrens versucht die Kommission die fehlende Kompetenz bei 
einzelnen Gesetzesanregungen zu begründen, gibt dazu bei einigen Anträgen zu dass die 
Kompetenz gegeben sei. 
 
Aufgrund der kurzen Zeit, die mir zur Verfügung steht, muss ich mich auf diese Schilderung 
beschränken. 
 
 
 
In Vertretung des Bürgerkomitees Minority SafePack Initiative 
Rechtsanwalt Prof. h.c. Johansson, Kiel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


